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Die von der Fraktion der DP aufgeworfenen Fragen bezüglich der 
Versorgung von Kriegsopfern mit ständigem Wohnsitz im Ausland 
beantworte ich wie folgt: 

Zu 1 

Die Neuregelung der Auslandsversorgung wird vorbereitet. Sie wird 
dadurch erleichtert, daß die für die Kriegsopferversorgung im Aus- 
land bisher bestehenden devisenrechtlichen Einschränkungen weit- 
gehend gelockert worden sind. Über diese Neuregelung besteht im 
wesentlichen bereits Einverständnis zwischen den beteiligten Ressorts. 
Mit ihrer Bekanntgabe kann in kurzer Zeit gerechnet werden. 

Zu 2 

Durch die Neuregelung sollen die im Ausland lebenden deutschen 
Kriegsopfer (§ 7 Nr. 2 BVG) mit den im Inland lebenden (§ 7 
Nr. 1 BVG) in Bezug auf Gewährung der Grund- und Ausgleichs- 
rente gleichgestellt werden. 

Zu 3 

Der Runderlaß Außenwirtschaft Nr. 113/53 des Bundesministers 
für Wirtschaft vom 21. Dezember 1953 (Bundesanzeiger Nr. 48 
vom 24. Dezember 1953) läßt den Transfer von Leistungen aus 
Ansprüchen, die nach dem 8. Mai 1945 entstanden sind, nunmehr 
zu. Hierin eingeschlossen wären an sich auch die Leistungen aus der 
Kriegsopferversorgung. E^ muß aber bei der Beurteilung dieser 
Angelegenheit von den gesetzlichen Vorschriften ausgegangen werden, 
an die ich gebunden bin. Danach war es vom 8. Mai 1945 bis 1947 
nicht möglich, allgemein an Kriegsopfer Versorgung zu gewähren, 
weil die Besatzungsmächte die früheren Versorgungsgesetzc des 
Reiches für nicht mehr anwendbar erklärt hatten. 
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Die seit 1947 in den einzelnen Ländern der jetzigen Bundesrepu- 
blik Deutschland geschaffenen vcrsorgungs rechtlichen Vorschriften 
sahen die Gewährung von Versorgungsbezügen nur an solche Kriegs- 
opfer vor, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in dem 
betreffenden Lande hatten. Es war also auch hiernach nicht mög- 
lich, Versorgungsbezüge an im Ausland lebende Berechtigte zu zahlen. 

Das am 1. Oktober 1950 in Kraft getretene Bundesversorgungsge- 
setz sieht erstmals wieder eine Versorgung von Kriegsopfern im 
Ausland vor. Nach § 64 Abs. 1 Nr. 1 dieses Gesetzes ruht zwar 
das Recht auf Versorgung, solange sich der Berechtigte im Ausland 
aufhälc; es kann jedoch Versorgung gewährt werden. Diese Vor- 
schrift ist im wesentlichen durch devisenmäßige Erwägungen bedingt. 
Ihr ist durch mein Rundschreiben vom 15. Juli 1951 - IVb5 - 965/51 - 
und 25. Juni 1952 - IVb5 - 2641/52 - nach Maßgabe der geltenden 
devisenrechtlichen Vorschriften entsprochen worden. Dabei konnten 
bisher nur Schwerbeschädigte, Witwen und Waisen mit Anspruch 
auf Ausgleichsrente sowie Eltern in rentenmäßiger Hinsicht berück- 
sichtigt werden, sofern sie auf die Versorgungsbezüge zur Bestrei- 
tung des Lebensunterhalts unbedingt angewiesen waren. Die nun- 
mehrige Aufgabe dieses Grundsatzes und damit die Einbeziehung 
aller bisher rentenfnäßig nicht berücksichtigten deutschen Kriegs- 
opfer im Ausland wird einen nicht unerheblichen finanziellen Mehrauf- 
wand erfordern, der aus den vorhandenen Haushaltsmitteln der 
Kriegsopferversorgung gedeckt werden muß. Aus diesem Grunde läßt 
sich ein Ausgleich für den Zeitraum, währenddessen der Rentenan- 
spruch aus devisenrechtlichen Gründen ruhen mußte, schon für den 
bisher bekannten Personenkreis (anerkannte Versorgungs berechtigte 
mit laufenden Versorgungsbezügen; 4 377; anerkannte Versorgungs- 
berechtigte ohne laufende Versorgungsbezüge: 6112; unerledigte 
Anträge: 6416) nicht ohne weiteres verwirklichen. Es kommt noch 
hinzu, daß der Deutsche Bundestag die Bundesregierung aufgefor- 
dert hat, unverzüglidi einen Gesetzentwurf vorzulegen, in dem die 
Grundrenten der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen ent- 
sprechend der Anhebung der Ausgleichsrente erhöht und die 
Elternrenten verbessert werden. Mit dieser Forderung sind ebenfalls 
erhebliche finanzielle Mehraufwendungen verbunden, die gleichfalls 
den Haushaltsmitteln der Kriegsopferversorgung zur Last fallen 
müßten. 
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